
�Lebenslange ID-Nummer �Nachmeldung Rentenbezüge �Neues  Meldever fahren in  der  Ren-
tenvers icherung  �Neues Faktorverfahren beim Lohnsteuerabzug �Lohnsteuerkarte  auf  Pa-
pier �Kurzarbei tergeld �Elterngeld und Lohnsteuerklassenwahl  �Krankenvers icherungs -
pfl icht bei  Direktvers icherung �Progress ionsvorbehal t bei  Krankengeld  �Pendlerpauschale 
�Werbungskosten bei  nichtselbstständiger Arbei t �Häusl iches Arbei tsz immer �Regelmäßige 
Arbei tsstätte �Doppelte Haushal tsführung �Gruppenunfal lvers icherung �Kfz-Überlassung  
�  Kranken- und Pflegevers icherungsbei träge �Zert i f i z ierung von Rürup-Verträgen �Schul-
geld �Förderung haushal tsnahe Beschäft igungs- und Dienst le istungsverhäl tnisse �Abgel -
tungssteuer �  Baudenkmale/Gebäude in Sanierungsgebieten �Blockheizkraftwerk im Privat-
haushal t �Photovol taikanlagen �Änderung Wohnungsbauprämien-Gesetz �Betr iebl iche Ge-
sundhei tsförderung �Kindergeld und Freibeträge �Beitragsbemessungsgrenzen 2010 

 Ausgabe 2009/2010  

 

 

 

SSoonnddeerraauussggaabbee  22000099//22001100  
FFüürr  AArrbbeeiittnneehhmmeerr,,  RReennttnneerr  uunndd  IImmmmoobbii ll iieennbbeessiittzzeerr  

 

LEBENSLANGE 
IDENTIFIKATIONSNUMMER 

Sei t Ende 2008 erhal ten al le Bürger eine  
Mittei lung über ihre persönl iche Steuer-
ID-Nummer und ihre persönl ich gespei-
cherten Eckdaten. Jeder Steuerpfl icht ige  
hat nunmehr eine  ihn lebenslang beglei -
tende Identi f ikat ions-Nummer. Die Steuer-
ID-Nummer ist zunächst nur für die E in-
kommensteuer vorgesehen. Sie so l l später 
auch auf andere Steuerarten erweitert  
werden. 

Al le Bürger müssen künft ig diese ID-
Nummer bei  a l len Anträgen, Erklärungen  
oder Mittei lungen gegenüber F inanzbehör-
den angeben. In der Übergangszei t bi tten 
die F inanzbehörden darum, neben der ID-
Nummer auch die bisherige Steuernummer  
anzugeben. 

Die Steuer-ID hat el f Zi f fern,  die „nicht-
sprechend“  s ind.  

Das bedeutet: Es können aus der Zahlen-
kombinat ion keine Rückschlüsse auf den  
Steuerpfl icht igen gezogen werden. 

Folgende persönl iche  Daten werden im 
Zusammenhang mit der Vergabe der ID-
Nummer gespeichert:  Fami l ienname, frü-
here Namen, Vornamen, Doktorgrad, Tag 
und Ort  der  Gebur t,  Geschlecht,  gegen-
wärt ige oder letzte bekannte Anschri ft ,  
zuständige Finanzbehörden, Sterbetag.  
Darüber hinausgehende Daten werden  
nicht gespei chert.  

Die Daten werden spätestens 20 Jahre  
nach Ablauf  des Kalenderjahres,  in dem 
der Steuerpfl icht ige verstorben ist,  ge-
löscht.  Sind die Daten für die Arbei t der  
F inanzbehörden nicht mehr erforderl ich,  
kann die Löschung der Daten vorher ge-
schehen. 

Die F inanzämter werden an der Vergabe  
der Steuer-ID-Nummer nicht betei l igt,  s ie 
können auch keinen E influss auf  die Ver-
gabe der Steuer-ID-Nummer nehmen.  

Bei  fa lschen oder unvol lständigen Anga-
ben in der  Mittei lung ist nicht das F inanz-
amt, sondern die zuständige Meldebehör-
de der r icht ige Ansprechpartner.  

Bitte legen Sie uns –  soweit noch 
nicht geschehen –  diese Mittei lung 
über die Zuteilung der Identifikati-
onsnummer vor. 
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NACHMELDUNG 
VON RENTENBEZÜGEN 

Mit Hi l fe der Identi f ikat ionsnummer wurde  
ein neues Kont ro l l - und Meldesystem ein-
geführt,  das es zukünft ig nahezu unmög-
l ich macht,  E innahmen am Staat vorbei  zu 
schleusen.  

Viele Rentner  haben in  der  Vergangenhei t  
keine Steuererklärungen abgegeben, da  
auf Grund der  ursprüngl ichen Rentenhöhe  
und des damals gel tenden Besteuerungs-
systems keine Steuer angefal len ist.  Tat-
sächl ich aber unterl iegen immer mehr Se-
nioren der Steuerpfl icht,  obwohl  s ich ihre  
E inkünfte nicht  oder  al lenfal ls  nur le icht  
verändern. Grund ist das 2005 in Kraft 
getretene Al terseinkünftegesetz,  das die 
Rentenbesteuerung komplett  neu gestal -
tet.  

Sei t Januar 2009 meldet die gesetz l iche 
Rentenvers icherung den Rentenbetrag an  
die Zulagenstel le für Al te rsvermögen in  
Brandenburg/Abel ,  ebenso dazu verpfl ich-
tet s ind al le pr ivaten Vers icherer,  Versor-
gungswerke oder Pensionskassen. Diese  
Rentenmeldungen mussten in der Zei t von 
Oktober bis Dezember 2009 erfo lgen und  
gehen bis in das Jahr 2005 zurück. 

Zu beachten ist nun, dass auch die Jahre  
2005, 2006, 2007 und 2008 nachträgl ich  
in die Überprüfung der F inanzverwaltung  
gelangen. Es empfiehl t s ich also dringend,  
soweit keine r icht igen Steuererklärungen  
für diese Jahre abgegeben wurden, dies  
sofort nachzuholen bzw. unvol lständige  
Erklärungen zu ergänzen. E ine Selbstan-
zeige ist in diesem Fal l  nicht notwendig.   

Derzei t muss ein  St rafver fahren für  be-
troffene Rentner nicht befürchtet werden.  
Al lerdings wurde angekündigt,  dass die  
offenen Steuern mit Zinsen in jedem Fal le  
vom Staat eingefordert werden. 

Wir stehen Ihnen bei  Rückfragen selbst-
verständl ich gerne zur  Verfügung. 

 

NEUES MELDEVERFAHREN  
IN DER RENTENVERSICHERUNG 

Das Gesetz über den Elektronischen Ent-
gel tnachweis (ELENA) s ieht vor,  dass Ar-
bei tgeber ab dem 01.01.2010 al le Anga-
ben über das monatl iche Arbei tsentgel t ,  
dessen Zusammensetzung sowie eine Viel -
zahl  wei terer Daten über ihre Beschäft ig-
ten verschlüssel t an die zentrale Spei-

cherstel le der Rentenvers icherung in  
Würzburg melden müssen. 

E ine neue zentrale Speicherstel le (ZSS)  
sol l  die Arbei t in deutschen Behörden und  
Arbei tsagenturen damit künft ig er le ich-
tern.  E ine schnel le Onl ine-Abfrage über  
die auf einem Zentral rechner der Renten-
vers icherung gespeicherten E inkommens-
nachweise sol l  dabei  hel fen, einige Mi l l io-
nen Euro Bürokrat iekosten bei  der öf fent-
l ichen Verwaltung pro Jahr zu sparen. Be-
scheinigungen in Papier form sol len später  
entfal len.  

Ab 01.01.2012 entfal len zunächst fünf  
Bescheinigungen in Papierform: 

§§   Arbei tsbescheinigung 
nach § 312 SGB III  

§§   Nebeneinkommensbescheinigungen 
nach § 313 SGB III  

§§   Auskunft über die Beschäft igung 
nach § 315 Abs. 3 SGB III  

§§   Auskunft über den Arbei tsverdienst zum 
Wohngeldantrag nach § 23 Abs.  2  
Wohngeldgesetz 

§§   Einkommensnachweis nach § 2 Abs.  7  
Satz 4 und § 9 des Bundesel terngeld-  
und E l ternzei tgesetzes.  

Diese Bescheinigungen werden als erstes  
durch ein elektronisches Verfahren er-
setzt.  Ab 01.01.2013 werden al le Beschei-
nigungen, die im Rahmen der  Entgel tfort-
zahlungen erforderl ich s ind, i n das elekt-
ronische Meldever fahren mit einbezogen. 

Beschreibung des Übermitt lungsverfahrens 

Die Arbei tgeber werden verpfl ichtet,  für  
ihre Arbei tnehmer künft ig nicht mehr an-
lassbezogene schri ft l i che  Bescheinigungen  
auszustel len,  sondern monatl iche  E in-
kommensdaten an die zentrale Speicher-
stel le zu melden. 

Von dieser zentralen Speicherstel le aus  
rufen die jewei ls  berecht igten Behörden  
zusammen mit dem Antragstel ler bei  Be-
darf die  Daten ab und berechnen auf  de-
ren Grundlage künft ige  Soz ia l le istungen. 

Die E ins icht in die persönl ichen Daten darf  
nur mit ausdrückl icher Genehmigung des  
Antragstel lers an die entsprechende Be-
hörde erfo lgen. Deshalb wird hier für je-
den Arbei tnehmer im Laufe der nächsten  
Zei t eine eigene Signatur eingeführt.  

Um dieses Verfahren zu ermögl ichen, ü-
bermittel t  künft ig der Arbei tgeber ab dem 
01.01.2010 jeden Monat einen gesetz l ich 
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festgelegten Datensatz an die zentrale  
Speicherstel le.  Dort werden die Daten  
verschlüssel t und gespeicher t.  Dieser Da-
tensatz enthäl t a l le notwendigen Angaben  
für Leistungsberechnungen, die zum Bei-
spiel  für die Berechnung des Arbei ts losen-
geldes oder Wohngeldes er forderl ich s ind. 

 

NEUES FAKTORVERFAHREN BEIM 
LOHNSTEUERABZUG 

Unbeschränkt  steuerpfl icht ige  Ehegatten,  
die nicht  dauernd getrennt  leben und bei-
de Arbei ts lohn bez iehen, können für den  
Lohnsteuerabzug wählen zwischen der  
Steuerklasse IV/IV oder  der Steuerklas-
senkombinat ion III/V. 

Die Steuerklassen-
kombinat ion III/V ist 
so gestal tet,  dass 
die Summe der  
Steuerabzugsbeträge 
beider Ehegatten der  
zu erwartenden Jah-
ressteuer entspricht,  
wenn der in Steuer-
k lasse III  eingestuf-
te Ehegatte ca.  
60,0 %, der in Steu-
erklasse V eingestuf-
te ca.  40,0 % des 

gemeinsamen Arbei tseinkommens erz iel t .   

Anstel le der Steuerklassenkombinat ion 
III/V können Arbei tnehmer-Ehegatten ab 
dem Kalenderjahr  2010 auch die Steuer-
k lassenkombinat ion IV/IV mit Faktor wäh-
len. Das Faktorverfahren führt  dazu, dass  
bei  jedem Ehegatten die steuerentlasten-
den Vorschri ften, wie der Grundfreibetrag,  
beim eigenen Lohnsteuerabzug berück-
s icht igt werden. Mit dem Faktor (0,xx)  
wird außerdem die steuermindernde Wir-
kung des Spl i t t ingverfahrens beim Lohn-
steuerabzug berücks icht igt.  

Der Antrag kann beim Finanzamt unter  
Vorlage der jewei l igen ersten Lohnsteuer-
karte formlos gestel l t  werden.  

Dabei  s ind die vorauss icht l ichen Arbei ts-
löhne des Jahres 2010 aus den ersten 
Dienstverhäl tnissen anzugeben. Das Fi -
nanzamt berechnet danach den Faktor und  
trägt ihn jewei ls  zur Steuerklasse IV ein,  
wenn dieser k leiner  als  1 ist.   

Der Faktor e rgibt s ich aus der voraus-
s icht l ichen E inkommensteuer im Spl i t t ing-
verfahren getei l t  durch die Summe der  
Lohnsteuer für  die Arbei tnehmer-Ehe-
gatten gemäß Steuerklasse IV.  

E in etwaiger Freibetrag wird  auf der  
Lohnsteuerkarte  nicht eingetragen, wei l  er  
berei ts  bei  der Berechnung der voraus-
s icht l ichen E inkommensteuer im Spl i t t ing-
verfahren berücks icht igt wird.  Die Arbei t-
geber der Ehegatten ermitteln die Lohn-
steuer nach Steuerklasse IV und mindern  
s ie durch Mult ipl ikat ion mit dem auf der 
Lohnsteuerkarte eingetragenen Faktor.  
Die Wahl  des Faktorverfahrens führt zur  
Pfl ichtveranlagung in der  E inkommensteu-
er,  da der Lohnsteuerabzug nicht der end-
gül t igen E inkommensteuer entsprechen  
muss.   

Das BMF hat auf seiner  Internetsei te  
www.bundesfi nanzminister ium.de einen  
Onl ine-Rechner zur Verfügung gestel l t ,  
mit dessen Hi l fe Ehegatten ermitteln kön-
nen, ob das neue Faktorver fahren für s ie  
Vortei le br ingt.  

 

2010 ZUM LETZTEN MAL: 
LOHNSTEUERKARTE AUF PAPIER 

Die Lohnsteuerkarte für 2010 ist die letzte  
Lohnsteuerkarte aus Papier.  Ab 2011 wird 
die farbige  Pappe durch ein elektronisches  
Verfahren zur Erhebung der Lohnsteuer  
ersetzt.  Was ändert s ich dadurch? 

ELStAM: Papier los prakt isch 
ELStAM steht für "E lektronische  
LohnSteuerAbzugsMerkmale".  B is zum 
Jahr 2011 wird hierfür eine Datenbank  
beim Bundeszentralamt für Steuern aufge-
baut.  Das heißt:  Als Arbei tnehmer müssen  
Sie bald keine Lohnsteuerkarte mehr beim 
Arbei tgeber abgeben. Al le Daten, die für  
die Ermitt lung Ihrer Lohnsteuer ab 2012 
relevant s ind, werden dann dem Arbei tge-
ber von der Datenbank zum elektronischen  
Abruf  zur Ver fügung gestel l t .  Die Kommu-
nikat ion zwischen Arbei tnehmer,  Arbei tge-
ber und dem Finanzamt sol l  dadurch be-
schleunigt werden. Läst iger Papierkram 
sol l  damit entfal len.  

Was ändert s ich ab wann? 
Die E inführung des  elektronischen Ver fah-
rens erfo lgt stufenweise.  Deshalb wird die 
Lohnsteuerkarte  2010 etwas länger gül t ig  
sein als  normalerweise: Sie ist daher auch  
für das Jahr 2011 anwendbar.  Arbei tgeber  
dürfen die Karte also nicht Ende 2010 
vernichten, sondern müssen s ie noch ein  
weiteres Jahr behal ten. Arbei tnehmer,  die  
den Arbei tsplatz wechseln,  nehmen die  
Karte wie gehabt  mit - auch für das Jahr  
2011. 

 



Wamser´s Ste uerratgeber  2009/2010 für   
Arbei tnehmer,  Rentner  und Immobi l ienbesi tzer  B latt 4  

 

 

 

§§   2009: Lohnsteuerkarte 2010 wird ver -
schickt 

§§   2010:  Lohnsteuerkarte  aus Papier muss  
aufbewahrt werden und gi l t  wei-
ter.  

§§   2011:  Lohnsteuerkarte 2010 aus Papier  
gi l t  wei ter.  Berufseinsteiger,  die  
die Ausbi ldung in 2011 beginnen,  
erhal ten keine  Steuerkarte  mehr  
und werden nach Steuerklasse I  
besteuert.  Für al le Änderungen 
und E intragungen ist ab 2011 
das F inanzamt zuständig.  

§§   2012: Das Verfahren ELStAM sol l  a l l -
gemein angewandt werden. Es  
gibt keine Lohnsteuerkarten 
mehr.  

Wer macht was? 
Ab dem Jahr 2012 ist a l le in die F inanz-
verwaltung dafür zuständig,  dem Arbei t-
geber die notwendigen Merkmale für die  
Besteuerung des Arbei tnehmers zu über-
mitteln.   

Al le Daten werden dann beim Bundeszen-
tralamt für Steuern (BZSt) gespeichert.  
Sobald jemand eine  Arbei tsstel le ant r i tt  
und lohnsteuerpfl icht ig ist,  fragt der Ar-
bei tgeber beim BZSt nach den notwendi-
gen Daten, um s ie dann in das Lohnkonto  
des Beschäft igten zu übernehmen. Diese  
Daten werden auch Lohnsteuerabzugs-
merkmale (ELStAM) genannt.   

Als Beschäft igter müssen Sie bei  Beginn 
des Arbei tsverhäl tnisses ledigl ich Ihre  
steuerl iche Identi f ikat ionsnummer ange-
ben und das Geburtsdatum. 

Und die Steuererklärung? 
Die Abschaffung der Lohnsteuerkarte aus  
Papier hat keine Auswirkungen auf Ihre  
Steuererklärung.  Diese müssen Sie  wie  
gewohnt erstel len und beim Finanzamt 
einreichen. 

 

KURZARBEITERGELD UND 
LOHNSTEUERNACHZAHLUNG 

Die Weltwirtschaftskr ise 2009 hatte große 
Auswirkungen auf den Arbei tsmarkt.  Ca.  
1,5 Mi l l ionen Arbei tnehmer waren von der  
Kurzarbei t betroffen. Das Kurzarbei tergeld  
beträgt zwischen 60,0 % bis 67,0 % des 
entgangenen Netto lohnes.  E in Abzug von  
monatl icher Lohnsteuer unterbl ieb,  da das  
Kurzarbei tergeld l t .  E inkommensteuerge-
setz steuerfrei  is t ,  wie z.  B.  auch Arbei ts-
losengeld,  Krankengeld,  E l - 

terngeld und andere.   

Diese Lohnersatz leistungen fal len aber  
unter  den sogenannten Progress ionsvor-
behal t.  Der Progress ionsvorbehal t bewirkt,  
dass die Lohnersatz leistung zwar steuer-
frei  bleibt,  s ie jedoch die Steuer auf die  
übrigen steuerpfl icht igen E inkünfte er-
höht,  wei l  die Lohnersatz leistung bei  der  
Berechnung des Steuersatzes für die übri -
gen steuerpfl icht igen E inkünfte berück-
s icht igt wird.  Somit is t in der Regel  mit  
Steuernachzahlungen in diesen Fäl len zu 
rechnen.  

Wicht ig: Wer Ersatz leistungen von über  
EUR 410 im Kalenderjahr erhäl t ,  muss in  
jedem Fal l  e ine Steuererklärung abgeben. 
 
 

ELTERNGELD UND  
LOHNSTEUERKLASSENWAHL 

Das monatl iche E l terngeld beträgt grund-
sätz l ich 67,0 % der Nettobezüge, die in  

den letzten zwöl f  
Monaten vor der  
Geburt eines K in-
des durchschni tt-
l ich erz iel t  wur-
den. Die Nettobe-
züge s ind wieder-
um von der  ge-

wählten Lohnsteuerklasse abhängig.   

Es l iegt daher nahe, dass der Ehegat te,  
der seine Erwerbstät igkei t vorübergehend  
aufgibt,  frühzei t ig in die Steuerklasse III  
wechsel t ,  selbst wenn der andere  Ehegat-
te das höhere Bruttogehal t bez ieht und  
damit einen weit höheren Lohnsteuerab-
zug nach Steuerklasse V in Kauf nimmt. 

Zwar vermindert s ich durch eine solche  
Steuerklassenkombinat ion zunächst das  
verfügbare Nettoeinkommen insgesamt in  
der Fami l ie,  denn die E inbußen beim bes-
ser verdienenden Partner s ind größer als  
der Zuwachs beim anderen Ehegatten.  
Dieser Nachtei l  i s t aber nur vorüberge-
hend und gleicht s ich im Rahmen der  E in-
kommensteuerveranlagung wieder aus.  
Das höhere E l terngeld ist dagegen ein  
bleibender Vortei l .   

Laut Bundessoz ia lgericht is t ein Wechsel  
der Steuerklassen jederzei t zuläss ig,  
selbst während der Schwangerschaf t und  
al le in wegen des höheren E l terngeldes.  

Entgegen ihrer bisherigen Praxis s ind die  
Versorgungsämter nicht berecht igt,  in so l -
chen Fäl len das E l terngeld so festzuset-
zen, als  hätte die berecht igte  Person die  
Steuerklasse IV gewählt.  
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Das E l terngeld unterl iegt nicht der Regel-
E inkommens-Besteuerung. 

Das E l terngeld wirkt s ich jewei ls  in vol ler  
Höhe auf den sogenannten Progress ions-
vorbehal t aus.   

Das gi l t  auch für den Sockelbetrag von 
EUR 300.  

Die E inbez iehung des E l terngeldes in den  
Progress ionsvorbehal t is t nach Ansicht des  
BFH zutreffend. 

Zwischenzei t l i ch wurde eine Ver fassungs-
beschwerde beim BVerfG eingelegt,  die  
die Vereinbarkei t der E inbez iehung des  
Mindestel terngeldes in  den Progress ions-
vorbehal t zum Gegenstand hat.  Der Aus-
gang ist offen. 

 

KRANKENVERSICHERUNGSPFLICHT 
BEI DIREKTVERSICHERUNGEN 

Ein Arbei tgeber schl ießt als  Vers iche-
rungsnehmer eine Lebensvers icherung auf  
das Leben des Arbei tnehmers ab. Bezugs-
berecht igt is t der Arbei tnehmer oder eine  
von ihm best immte Person, z .  B.  der Ehe-
gatte oder die K inder.  

Die vom Arbei tgeber  hierfür aufgewende-
ten Bei tragszahlungen in  eine solche   
Direktvers icherung waren bis zum Jahr  
2004 unter best immten Voraussetzungen  
steuer- und soz ia lvers icherungsfrei .   

Bei  Neuabschlüssen ab 2005 entsteht  
Steuer- und Soz ialvers icherungsfreihei t  
bis  zu einer Bei tragshöhe von 4,0 % der  
Bei tragsbemessungsgrenze der gesetz l i -
chen Rentenvers icherung. 

Str i t t ig war bisher die Frage, ob die Aus-
zahlung der  Direktvers icherung als E in-
malzahlung bei  Vertragsende in der ge-
setz l ichen Kranken- und P flegevers iche-
rung bei tragspfl icht ig  ist.   

Sei t dem 01.01.2004 unterl iegen nunmehr  
Kapi talauszahlungen aber auch die lau-
fenden Rentenzahlungen der Krankenver-
s icherungspfl icht  für gesetz l ich bzw. frei -
wi l l ig krankenvers icherte Personen in ei -
ner gesetz l ichen Krankenkasse.  

Bei  einer Rentenzahlung wird die monatl i -
che Rente als Bemessungsgrundlage für  
die Krankenvers icherung zu Grunde ge-
legt.   

Bei  einer Kapi talauszahlung wird  1/120  
des Auszahlungsbetrages als Bei tragsbe-
messungs-grundlage herangezogen.  

Die Krankenvers icherungspfl icht für Kapi-
ta lauszahlungen beträgt  10 Jahre.  

Hiergegen wurde vor dem Bundessoz ia lge-
r icht bzw. vor dem Bundesver fassungsge-
r icht geklagt.   

Das Gericht hat zwei  gegen die Neurege-
lung gerichtete  Verfassungsbeschwerden  
mangels Auss icht auf Erfo lg nicht zur Ent-
scheidung angenommen.  

Nach Auffassung der obersten Verfas-
sungshüter is t die  gesetz l iche Neurege-
lung mit dem Grundgesetz vereinbar.  

Dies so l l ebenfal ls  für den Fal l  gel ten, 
dass eine betr iebl iche Direktvers icherung  
vor E intr i t t  des Versorgungsfal les unter  
Aufgabe des Arbei tsverhäl tnisses privat  
fortgeführt und aus privat versteuertem  
Geld weiter gezahl t wird.  

 

PROGRESSIONSVORBEHALT 
BEI KRANKENGELD 

Gesetz l ich Pfl ichtkrankenvers icher te bzw.  
freiwi l l ig Vers icherte in einer gesetz l ichen 
Krankenkasse müssen erhal tenes Kranken-
geld bei  der E inkommensteuererklärung  
angeben und dem so genannten Progres-
s ionsvorbehal t unterwer fen.  

Das Krankengeld wird aber vom Progress i -
onsvorbehal t nur  erfasst,  wenn es nach  
dem Soz ialgesetzbuch V bis VII ,  nach der  
Reichsvers icherungsordnung oder nach  
den Gesetzen der Krankenvers icherung  
der Landwirte gewähr t wird.  

Das von einer gesetz l ichen Krankenkasse  
an Arbei tnehmer  ausbezahl te  Krankengeld  
fäl l t  in den Anwendungsbereich des Soz i -
algesetzbuches V.  

Nach einem BFH-Urtei l  vom 26.11.2008 
wird auch das Krankengeld aus einer frei -
wi l l ig abgeschlossenen, gesetz l ichen Kran-
kenvers icherung nach dem Soz ialgesetz-
buch V gewährt.   

Das Gesetz unterscheidet  dabei  nicht  zwi-
schen P fl ichtvers icherten und der f reiwi l l i -
gen Vers icherung in  einer  gesetz l ichen  
Krankenvers icherung. 

Ledigl ich das Krankengeld aus einer pr iva-
ten Krankenvers icherung unterl iegt nicht  
dem Progress ionsvorbehal t,  da es nicht im 
Soz ialgesetzbuch geregel t is t .  
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PENDLERPAUSCHALE  
GILT WIEDER 

Ab dem 01.01.2007 wurde die Mögl ichkei t 
des Werbungskostenabzuges bei  Fahrten  
zwischen Wohnung und Arbei tsstätte  
durch die Begrenzung der Pendlerpauscha-
le stark eingeschränkt.  

E in Werbungskostenabzug war danach erst  
ab dem 21. K i lometer mögl ich.  

Das Bundesver -
fassungsge-
r icht hat diese  
E inschränkung 
mit Urtei l  vom 
09.12.2008 für 
verfassungs-
widrig erk lärt  
und rückwir-
kend ab 01.01.2007 den Werbungskosten-
abzug ab dem 1. K i lometer der Ent fernung  
zwischen Wohnung und  Arbei tsstätte  wie-
der  zugelassen. 

Wie bis 2006 sind die pauschal  ermittel ten  
Kosten je Entfernungski lometer wieder  
vol l  absetzbar.   

Ebenfal ls  s ind Unfal lkosten, die auf dem 
Weg zur Arbei t entstanden s ind, wieder  
steuerl ich berücks icht igungs fähig.  

Auch wurden die Abzugsmögl ichkei ten der  
Kosten für öffent l iche Verkehrsmittel  neu  
geregel t.  Hiernach ist die Entfernungspau-
schale (EUR 0,30 pro Entfernungs-km)  
grundsätz l ich unabhängig vom Verkehrs-
mittel  zu gewähren. Auch bei  Benutzung  
öffent l icher Verkehrsmittel  wird die Ent-
fernungspauschale gewährt.  Übersteigen  
jedoch die tatsächl ichen Aufwendungen  
für die Benutzung öffent l icher Verkehrs-
mittel  die anzusetzende Entfernungspau-
schale,  können die tatsächl ich nachgewie-
senen höheren Aufwendungen abgesetzt  
werden. Der Gesetzgeber lässt den Abzug  
höherer Kosten für  öffent l iche Verkehrs-
mittel  ausdrückl ich als  Werbungskosten 
zu. 

Außerdem besteht die Mögl ichkei t der Er-
stattung von Zuschüssen für die  Aufwen-
dungen des Arbei tnehmers für Fahrten  
zwischen Wohnung und regelmäßiger Ar-
bei tsstätte.  Voraussetzung ist,  dass die  
Zahlung zusätz l ich zum ohnehin geschul-
deten Arbei ts lohn gewährt wird.   

Diese Zuschüsse s ind pauschal  mit 15,0 % 
Lohnsteuer zu versteuern. Entscheidet  
s ich der Arbei tgeber für diese Lohnsteuer-
pauschal ierung, s ind hierfür auch keine  
Soz ia labgaben zu ent r ichten. 

WERBUNGSKOSTEN BEI  
NICHTSELBSTSTÄNDIGER ARBEIT 

 

 20 0 9 20 1 0 

Ar be i t n eh me r - P aus ch be t rag  EUR  920  EUR  920  

So fo r t - A f A  fü r  A r be i t s m i t t e l   
( o hn e  U ms a t z s t e ue r )  

EUR  410  EUR  410  

K i l omet e r pau s c ha l e n    

-  f ü r  W eg e  Wo hn ung -
Ar be i t s s t ä t t e  (A usn ah me  
beh i n de r t e  M ens ch en )  

EUR  0 , 30  
  p ro  E n t -
f e rnu ngs - km 

EUR  0 , 30  
  p ro  E n t -
f e rnu ngs - km 

-  H öchs t b e t r ag  ( i n sb es .  f ü r  
Bah n f ah re r )  

EUR  4 . 500  EUR  4 . 500  

-  D i ens t f ah r t e n  m i t  e i g en em 
- -  PKW 
- -  Mo t o r rad /Mo t o r ro l l e r  
- -  Mope d /Mo fa  
- -  Fah r r ad  
 

 
EUR  0 , 30  
EUR  0 , 13  
EUR  0 , 08  
EUR  0 , 05  
  p ro  g e f ah -  
  r en en  k m 

 
EUR  0 , 30  
EUR  0 , 13  
EUR  0 , 08  
EUR  0 , 05  
  p ro  g e f ah -  
  r en en  k m 

Ve rp f l eg ungs pa us c hb e t r ag  i m  
I n l and  

  

-  Abw es en he i t  8  b i s  1 4  S t d .  EUR  6  EUR  6  

-  Abw es en he i t  1 4  b i s  2 4  S t d .  EUR  12  EUR  12  

-  Abw es en he i t  2 4  S t d . a m T ag  EUR  24  EUR  24  

 

HÄUSLICHES  
ARBEITSZIMMER 

Sei t 2007 s ind Aufwendungen für ein  
häusl iches Arbei tsz immer nur  noch ab-
zugsfähig,  wenn das Arbei tsz immer den 
Mittelpunkt der gesamten betr iebl ichen  
und berufl ichen Tät igkei t bi ldet.  Der Ab-
zug ent fäl l t  zum Beispiel  bei  Lehrern, de-
ren berufl icher Mittelpunkt die Schule ist,  
aber auch bei  Handelsvertretern mit Home  
Office,  deren berufl icher oder betr iebl i -
cher Mittelpunkt  im Vertre terbez i rk l iegt.  
B is 2006 konnte in diesen Fäl len ein be-
schränkter Abzug bis EUR 1.250 gel tend 
gemacht  werden, der aber derzei t durch  
die F inanzverwaltung nicht mehr gewährt  
wird.  

Die Verfassungsmäßigkei t des Abzugsver-
botes häl t der Bundesfinanzhof für ernst-
l ich zwei felhaft.  Die F inanzämter gewäh-
ren deshalb  Aussetzung der  Vol lz iehung,  
wenn wegen des Abzugsverbotes E in-
spruch eingelegt wurde gegen 

§§   den E inkommensteuerbescheid,  

§§   die Ablehnung eines Antrags auf E in-
tragung eines Freibetrags auf der  
Lohnsteuerkarte  oder 

§§   die Höhe der v iertel jährl ichen E inkom-
mensteuer-Vorauszahlungen 

Der Vortei l  der Aussetzung der Vol lz ie-
hung l iegt darin,  dass die Steuern inso-



Wamser´s Ste uerratgeber  2009/2010 für   
Arbei tnehmer,  Rentner  und Immobi l ienbesi tzer  B latt 7  

 

 

 

weit zunächst nicht gezahl t werden müs-
sen.  

Fal ls  das Bundesverfassungsgericht die  
Neuregelung für zuläss ig häl t oder den 
Gesetzgeber nur für die Zukunft zu einer  
Gesetzesänderung auffordert,  kommt es  
jedoch zu einer Nachzahlung und zur Fest-
setzung von Aussetzungsz insen. Wer hin-
gegen abwartet und die festgesetzte  
Steuer  zunächst bezahl t,  erhäl t bei  pos i t i -
ver Entscheidung eine  Steuererstattung. 

 

REGELMÄßIGE  
ARBEITSSTÄTTE 

Arbei tnehmer können für Fahrten zwi-
schen Wohnung und regelmäßiger Arbei ts-
stätte EUR 0,30 je Entfernungski lometer  
als  Werbungskosten abz iehen. Regelmäßi-
ge Arbei tsstätte  ist jede orts feste dauer-
hafte betr iebl iche E inr ichtung des Arbei t-
gebers,  die dem Arbei tnehmer zugeordnet  
ist und die er  nachhal t ig immer wieder  
aufsucht.  

Nach Auffassung der F inanzverwaltung  
kann eine regelmäßige Arbei tsstätte auch  
die Betr iebsstätte des Kunden sein,  wenn 
beim Kunden eine dauerhafte = zei t l i ch 
unbefr istete Tät igkei t ausgeübt  wird.  Dem 
widerspricht aber der Bundesfinanzho f.  
Auch bei  länger fr is t igem Einsatz beim 
Kunden l iegt keine regelmäßige Arbei ts-
stätte vor,  sondern eine  Auswärtstät ig-
kei t ,  für die  der Arbei tgeber steuerfreien  
Fahrtkostenersatz bis EUR 0,30 je gefah-
renen Ki lometer bezahlen kann. Werden 
die Fahrtkosten nicht ersetzt,  kann der  
Arbei tnehmer EUR 0,30 je gefahrenen Ki-
lometer als  Werbungskosten abz iehen. 

 

DOPPELTE HAUSHALTSFÜHRUNG 
NACH WEGZUG 

Doppelte Haushal tsführung l iegt vor,  
wenn ein Arbei tnehmer außerhalb des Or-
tes,  an dem er  einen eigenen Hausstand  
unterhäl t ,  beschäft igt is t und am Beschäf-
t igungsort eine weitere Wohnung unter-
häl t .  

Der Zweithaushal t am Beschäft igungsort  
is t berufl ich veranlasst,  wenn ihn der  Ar-
bei tnehmer nutzt,  um seinen Arbei tsplatz  
von dort aus zu erreichen.  

E ine berufl ich begründete doppel te Haus-
hal tsführung l iegt laut  Bundes finanzhof  
selbst dann vor,  wenn der Arbei tnehmer  

seine Hauptwohnung aus privaten Grün-
den vom Beschäft igungsort wegverlegt.   

Nachfolgendes Beispiel  so l l  dies verdeutl i -
chen: 

Arbei tnehmer Anton wohnt und arbei tet in  
Bonn. Er begründet  mit seiner Lebensge-
fährt in  einen Hausstand in München, ar-
bei tet jedoch weite rhin in Bonn. Die Kos-
ten für eine angemessene Wohnung in  
Bonn s ind als Werbungskosten abzugsfä-
hig.  Hinzu kommen die Kosten einer  
wöchentl ichen „Fami l ienheimfahr t“  nach  
München mit EUR 0,30 je Entfernungski-
lometer.  

Auch Ledige können die notwendigen  
Mehraufwendungen für eine doppel te  
Haushal tsführung als Werbungskosten ab-
z iehen, wenn die Hauptwohnung außer-
halb des Beschäft igungsorts nachweis l ich 
der Lebensmittelpunkt is t.   

 

GRUPPENUNFALLVERSICHERUNG 
FÜR ARBEITNEHMER  

Schl ießt ein Arbei tgeber für seine Mitar-
bei ter eine Gruppenunfal lvers icherung ab,  
s ind die Vers icherungsbei träge steuer-
pfl icht iger Arbei ts lohn, fa l ls  die Arbei t-
nehmer gegen den Vers icherer selbst ei -
nen unentz iehbaren 
Rechtsanspruch 
erwerben. 

Die steuerl iche Be-
handlung ist dann 
dieselbe, als  würde 
der Arbei tgeber  
dem Arbei tnehmer  
das Geld di rekt 
auszahlen und die-
ser den ausgezahl ten Lohn in eine private  
Unfal lvers icherung einzahlen. 

Ist dagegen der  Gruppenunfal lvers iche-
rungsvertrag so ausgestal tet,  dass im Ver-
s icherungs fal l  a l le in der Arbei tgeber den 
Vers icherungsanspruch gel tend machen  
kann, is t nur  dann Arbei ts lohn zu versteu-
ern, wenn der Vers icherungsfal l  tatsäch-
l ich eintr i t t  und die Vers icherungsgesel l -
schaft auf Weisung des Arbei tgebers an  
den Arbei tnehmer auszahl t.   

In diesem Fal l  gi l t  aber  nicht  der  Auszah-
lungsbetrag der Vers icherung als Arbei ts-
lohn, sondern nur die Summe der vom 
Arbei tgeber bis dahin aufgewendeten Ver-
s icherungsbei träge, sofern diese niedriger  
s ind als die ausbezahl te Vers icherungs-
leistung. 
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Bei träge an eine private Unfal lvers iche-
rung s ind regelmäßig zur Häl fte als  Wer-
bungskosten abzugsfähig.  Deshalb unter-
l iegt auch nur die Häl fte der geleisteten  
Bei träge bzw. die Häl fte  der Vers iche-
rungsleistung dem Lohnsteuerabzug.  

 

KFZ-ÜBERLASSUNG UND ZUZAH-
LUNGEN DES ARBEITNEHMERS 

Überlässt der Arbei tgeber seinem Arbei t-
nehmer einen Fi rmen-Pkw zur pr ivaten  
Nutzung, muss der Arbei tnehmer den  
geldwerten Vortei l  der Nutzungsüberlas-
sung als Arbei ts lohn versteuern. Der  
geldwerte Vortei l  kann pauschal  nach der  
so genannten 1,0 %-Regel  oder exakt  
durch ein ordnungsgemäß geführtes Fahr-
tenbuch nach dem tatsächl ichen Verhäl t-
nis  zwischen privat gefahrenen und be-
tr iebl ich gefahrenen Ki lometern ermittel t  
werden.  

Benz inkosten, die der Arbei tnehmer selbst  
bezahl t,  mindern den geldwerten Vortei l  
nicht.  Sie können auch nicht als  Wer-
bungskosten abgezogen werden. Dagegen  
verr ingert s ich der geldwerte Vortei l  durch  
Zuzahlungen des Arbei tnehmers zu den  
Anschaffungskosten des Fahrzeugs. Über-
steigt die Zuzahlung den geldwerten Vor-
tei l  im Anschaf fungsjahr,  is t der  überstei -
gende Betrag nicht wie bisher verloren,  
sondern wird auf die Folgejahre vorgetra-
gen.  

 

KRANKEN- UND PFLEGE- 
VERSICHERUNGS-BEITRÄGE 

Sonst ige Vorsorgeaufwendungen, wie z .  B.  
Bei träge zur Kranken-,  Pflege- oder Ar-
bei ts losenvers icherung, s ind bis  
EUR 2.400 pro Jahr als  Sonderausgabe  
abzugsfähig.   

Werden die Bei träge zur Krankenvers iche-
rung nicht  vol ls tändig selbst getragen,  wie  
das in der Regel  bei  Arbei tnehmern der  
Fal l  i s t,  können höchstens EUR 1.500 in 
Abzug gebracht  werden.  

Ab 2010 werden diese Höchstbeträge auf  
EUR 2.800 bzw. EUR 1.900 erhöht.   

Durch das so ge-  
nannte Bürger-  
ent lastungsgesetz 
dürfen aber ab 
2010 mindestens  
die tatsächl ich 
bezahl ten Bei trä-
ge zur Kranken-  

und Pflegevers icherung abgezogen wer-
den, auch wenn dadurch die Höchstbeträ-
ge überschri tten werden.  

Pr ivat Krankenvers icherte können nicht  
nur ihre  eigenen Bei träge abz iehen, son-
dern auch die Bei träge für die Kranken-
vers icherung ihrer K inder,  sofern ein An-
spruch auf K indergeld für diese K inder  
besteht.   

Es können jedoch nur  die Bei träge für  
Leistungen abgezogen werden, die dem 
Leistungsniveau der  gesetz l ichen Kranken-
kassen entsprechen, die also der soge-
nannten Basisversorgung in  der Kranken-
vers icherung entsprechen. 

Wie hoch dieser Betrag ist,  wird von der  
pr ivaten Krankenvers icherung mit einem 
gesonderten Schreiben jedem Vers icherten  
mitgetei l t .  

Bei träge für darüber hinausgehende Leis-
tungen, wie z .  B.  Chefarztbehandlung oder  
E inzelzimmer, s ind nicht abzugsfähig,  so-
weit die Höchstgrenzen überschri tten s ind. 

 

ZERTIFIZIERUNG VON RÜRUP-
VERTRÄGEN ERFORDERLICH 

Altersvorsorgeaufwendungen zur Bas isver-
sorgung s ind 2009 mit 68,0 % der Bei-
träge als Sonderausgaben abzugsfähig,  
höchstens jedoch 68,0 % aus EUR 20.000 
oder bei  zusammenveranlagten Ehegatten  
aus EUR 40.000. 

Zur Bas isversorgung gehören Bei träge zur  
gesetz l ichen Rentenvers icherung, zu be-
rufsständischen Versorgungswerken, zur  
landwirtschaft l ichen Al terskasse und zu  
best immten kapi talgedeckten privaten  
Leibrentenvers icherungen, den so genann-
ten Rürup-Verträgen. 

Aufwendungen in  die Rürup-Versorgung  
s ind begünst igt,  wenn das angesparte Ka-
pi ta l  a ls monatl iche Leibrente ausbezahl t  
wird und die Rentenzahlungen frühestens  
ab dem 60. Geburtstag beginnen.  

Sieht der Vers icherungsvertrag vor,  dass  
auf Wunsch des Vers icherungsnehmers  
das Kapi tal  ganz oder  tei lweise in einem 
Betrag ausbezahl t wird,  entfäl l t  der  Son-
derausgabenabzug. 

Die Vers icherungsansprüche aus der Rü-
rup-Versorgung dür fen außerdem nicht  
vererbl ich,  beleihbar oder übertragbar  
sein.   

Zuläss ig s ind aber Zusatzbei träge für Er-
werbsminderung, Berufsunfähigkei t oder  
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Hinterbl iebenenrenten. Voraussetzung ist  
aber,  dass über 50,0 % des Gesamtbei-
trags der eigenen Al tersversorgung die-
nen.  

Ab 2010 werden nur noch zert i f i z ierte  
Leibrentenvers icherungen steuerl ich aner-
kannt.  Die  Zer t i f i z ierungspfl icht gi l t  auch  
für Al tverträge. Den Antrag auf Zert i f i z ie-
rung muss die Vers icherungsgesel lschaft  
stel len.  Ohne Zert i f i z ierung ent fäl l t  der  
Sonderausgabenabzug ab 2010. B i tte ho-
len Sie s ich bei  Ihren Lebensvers iche-
rungsgesel lschaf ten die entsprechende  
Bescheinigung für jede einzelne  Ihrer  Ver-
s icherungen ein.  

 
 

Sie f inden immer wieder aktuel le Infor -
mationen auf unserer Internetsei te un-
ter 

www.wamsergmbh.de 

Wol len Sie wei tere Informationen, tei len 
wir Ihnen gerne Ihr persönl iches Pass-
wort mit.  Damit erhal ten Sie auch In-
formationen aus unserem Bereich „In-
terna“ .  Dort s ind aktuel le Themen für 
Sie ausgearbei tet.  

 

 

SCHULGELD  
 

Schulgeld für staat l ich anerkannte Privat-
schulen ist zu 30,0 % als Sonderausgabe  
abzugsfähig,  ab 2008 höchstens jedoch  
mit EUR 5.000 je Kind. 

Begünst igt s ind auch Privatschulen i n an-
deren EU-Staaten, deren Zeugnisse oder  
Berufsabschluss im Inland anerkannt wer-
den oder  deren Besuch auf einen staat l ich  
anerkannten Schul- oder Berufsabschluss  
vorberei ten.  

Nicht begünst igt s ind Aufwendungen für  
Beherbergung, Betreuung und Verpfle-
gung. Auch nicht  begünst igt s ind Aufwen-
dungen für Nachhi l feeinr ichtungen, Musik-
schulen und Feriensprachkurse.   

Studiengebühren können nicht abgezogen  
werden, denn Hochschulen und Fachhoch-
schulen s ind keine al lgemein- oder  be-
rufsbi ldenden Schulen.  

Bei  geschiedenen, dauernd get rennt le-
benden oder unverheirateten E l tern erhäl t  
der E l terntei l  den Sonderausgabenabzug,  
der bezahl t.  Zahlen beide, wird der  
Höchstbetrag von EUR 5.000 getei l t ,  so-

weit kein abweichender Antrag auf Auftei -
lung gestel l t  wurde. 

 

FÖRDERUNG HAUSHALTSNAHER  
BESCHÄFTIGUNGS- UND  
DIENSTLEISTUNGSVERHÄLTNISSE 

Die bisherige Förderung wurde ab 2009 
weitgehend vereinhei t l icht und deutl ich  
ausgeweitet.   

Die bisher im Rahmen der außergewöhnl i -
chen Belastungen gewährten Steuerver-
günst igungen für die Beschäft igung einer  
Haushal tshi l fe bei  Al ter  oder Krankhei t  
werden nunmehr  einhei t l ich,  wie al le diese  
Förderungen, im Wege des Steuerabzugs  
berücks icht igt.   

Was wird gefördert? 

1.  Steuerermäßigung 
höchstens begünst igte 
Aufwendungen EUR 2.550 
Steuerermäßigung 20,0 % 
maximaler Steuerabzug EUR   510 

Begünst igte Aufwendungen: 

§§   haushal tsnahe Beschäft igungsver-
häl tnisse bei  geringfügig ent lohnten  
Beschäft igten (Mini -Job keine Zwölf-
tei lung) 

2.  Steuerermäßigung 
höchstens begünst igte 
Aufwendungen EUR 20.000 
Steuerermäßigung 20,0 % 
maximaler Steuerabzug EUR  4.000 

Begünst igte Aufwendungen: 

§§   haushal tsnahe SV-pfl icht ige Beschäf-
t igungsverhäl tnisse (keine Zwölftei -
lung) 

§§   haushal tsnahe Dienst le istungen durch 
Unternehmer erbracht 

§§   Pflege-,  Betreuungsleistungen durch  
Unternehmer (keine Zwölftei lung) 

3.  Steuerermäßigung 
höchstens begünst igte 
Aufwendungen  EUR 6.000 
Steuerermäßigung 20,0 % 
maximaler Steuerabzug EUR 1.200 

Begünst igte Aufwendungen: 

§§   Handwerkerleistungen, z .  B.  
- Schornsteinfegergebühren 
- Badsanierung 
- Kücheneinbau etc.  
- keine Förderung bzgl .  CO 2–Ge- 
  bäudesanierung der KfW 
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Diese Förderungen s ind erstmals für in 2009  geleistete Aufwendungen anzuwenden, soweit 
die den Aufwendungen zu Grunde l iegenden Leistungen nach dem 31.12.2008 erbracht  
worden s ind. 
 

M a ß n a h m e  B e g ü n s t i g t  N i c h t  b e g ü n s t i g t  
H a u s h a l t s -

n a h e  D i e n s t -  
l e i s t u n g  

H a n d -  
w e r k e r -  

l e i s t u n g e n  

Ab f l u s s roh r r e i n i g ung  I nne r ha l b  des  G ru nds t üc ks  A l l e  Maß na hm en   
auß e r ha l b  de s  G r unds t üc ks  

 X  

Ab f a l lm an age m en t  X   X   

Abw as se re n t so r gu ng  Wa r t un g  u nd  Re i n i gun g  i n ne r -
ha l b  des  G ru nds t üc ks  

A l l e  Maß na hm en   
auß e r ha l b  de s  G r unds t üc ks  

 X  

Asb es t s a n i e ru ng  X    X  

Baus ch u t t e n t so r gu ng  a l s  N eb en l e i s t un g  A l s  s e l b s t ä nd i g e   
Maß na hm e 

 X  

Be l e uc h t un gs ko s t e n   X    

B r ands ch ad ens an i e r ung  sow e i t  n i c h t  Ve rs i c he ru ngs -
l e i s t ung  

Sow e i t  V e rs i c he ru ngs l e i s t un g   X  

B r e i t ban dk ab e l n e t z  
I n s t a l l a t i o n ,  W ar t ung  un d  
Rep a r a t u r  i n ne rh a l b  d es  

Gr und s t ü cks  

A l l e  Maß na hm en   
auß e r ha l b  de s  G r unds t üc ks  

 X  

D ach r i n ne nsa n i e ru ng  X    X  

D e i ch abg ab en   X    

E l e k t ro an l a ge n  Wa r t un g  +  Re pa ra t u r    X  

Fah rs t u h l ko s t en  Wa r t un g  +  Re pa ra t u r    X  

Fe r t i gga r age n   Wen n  neu e  Nu t z f l ä ch e  e n t -
s t eh t  

  

Feu e r l ö s c he r  Wa r t un g    X  

Fußbo den he i z un g  Wa r t un g ,  S pü l u ng ,  Rep a ra t u r  
s ow i e  n ac h t r äg l i c he r  E i nb au  

  X  

Ga r t e np f l eg e  E i n s ch l .  G r üns c hn i t t e n t so r -
gung  a l s  N ebe n l e i s t ung  

 X   

Ga r t e nge s t a l t u ng  X    X  

Ge me i ns c ha f t sm as ch i n en  be i  
M i e t e r n  ( z . B .  W as ch mas ch i -
ne /T ro ck ne r )  

Rep a r a t u r  u nd  Wa r t u ng  M i e t e   X  

Gew e rb ea b f a l l en t so rg ung   X    

G r a f f i t i b es e i t i gun g  X    X  

H aush a l t s a u f l ö s ung   X    

H aus s chw a m mb ese i t i g ung  X    X  

H aus re i n i gun g  X   X   

H ausw a r t /H a us me i s t e r  X   X   

H e i z ko s t en      

  1 .  V e rb ra uc h   X    

  2 .  Ge rä t em i e t e / Zä h l e r   X    

  3 .  Ga ra n t i ew a r t u ngsg eb .  X    X  

  4 .  H e i z ung sw a r t un g /R epa r a t .  X    X  

  5 .  Aus t aus ch  Zä h l e r  X    X  

  6 .  S cho rn s t e i n fe ge r  X    X  

  7 .  Ko s t en  Ab l e s ed i e ns t   X    

  8 .  Ko s t en  Ab r ec hn ung    X    

I n se k t e ns chu t z g i t t e r  Mon t a ge /Re pa ra t u r    X  

Ke l l e r s c ha ch t abd e ck ung  Mon t a ge /Re pa ra t u r    X  

La ube n t f e r nu ng  X   Abg re nzu ng  
im  E i n z e l f a l l  

Abg re nzu ng  
im  E i n z e l f a l l  

Ma ue rw e rk san i e run g  X    X  

Mü l l ab fu h r  Komfo r t z us c h l äg e  X  X   

Mü l l e n t so r gu ngs an l a ge  Wa r t un g /R ep a r a t u r    X  

Mü l l s ch rä nk e  An l i e f e rn /A u f s t e l l en    X  

No t fa l l d i ens t   X    

P f l eg e l e i s t ung en  
Sow e i t  im  L e i s t u ngs ka t a l o g  

de r  P f l eg ev e r s i c he ru ng  en t h a l -
t en  

 X   

P i l z be kä mp f un g  X    X  

P rü f l e i s t u ng   X    

S ch ad ens fes t s t e l l u ng   X    

S ch ads t o f f s an i e r ung  X    X  

Sch äd l i n g sb ek äm p f ung  X    X  

Scho r ns t e i n fe ge r  X    X  

Spe r rm ü l l ab fuh r   X    
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M a ß n a h m e  B e g ü n s t i g t  N i c h t  b e g ü n s t i g t  
H a u s h a l t s -

n a h e  D i e n s t -  
l e i s t u n g  

H a n d -  
w e r k e r -  

l e i s t u n g e n  

S t ra ße n r e i n i g ung  au f  p r i v a t e m Gr und s t ü ck  au f  ö f f en t l i ch em  G ru nds t üc k  X   

Taub en abw e h r  X   Abg re nzu ng  
im  E i n z e l f a l l  

Abg re nzu ng  
im  E i n z e l f a l l  

T ro c k en e i s r e i n i g ung  X    X  

T ro c k en l e gu ng  von  W änd en  A r be i t e n  m i t  M as ch i n en  vo r  
O r t  

Aus s ch l u s s  Ma s c h i n en ve rm i e -
t ung  

 X  

TÜV- G eb üh re n   X    

Umzu gs ko s t e n  X   X   

Ung ez i e f e rbe k äm p fu ng  X    X  

U rs ac he n f es t s t e l l u ng   
( z .  B .  Was se r roh rb ru ch )  

 X    

Ve rw a l t u ngsg eb üh r   X    

Wa chd i ens t  X   X   

Wä rm ed äm m maß nah m en  X    X  

Wa r t un g :      

  1 .  Au f zug  X    X  

  2 .  H e i z ung  u nd  K es s e l  X    X  

  3 .  F eu e r l ö s ch e r  X    X  

  4 .  CO 2  Wa rng e rä t  X    X  

  5 .  P um penw ar t ung  X    X  

  6 .  W a r t un g  v .  A bw as s e r  
      r ü c ks t aus i ch e r ung en  

X    X  

Was s e r s c had en sa n i e run g  sow e i t  n i c h t  Ve rs i c he ru ngs -
l e i s t ung  

  X  

Was s e r v e r so r gun g  Wa r t un g /R ep a r a t u r    X  

W i n t e rd i e ns t  au f  p r i v a t e m Gr und s t ü ck  au f  ö f f en t l i ch em  G ru nds t üc k  X   
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ABGELTUNGSSTEUER 
AB 2009 

Die Besteuerung der E inkünfte aus Kapi tal -
vermögen wurde ab 2009 neu geregel t.   

E inkünfte,  die  unter die  Abgel tungssteuer  
fa l len,  müssen grundsätz l ich nicht mehr in  
der E inkommensteuererklärung aufgeführt  
werden. 

Der E inbehal t von 25,0 % Kapi taler-
tragsteuer (zuzügl ich 5,5 % Sol idari tätszu-
schlag und ggf.  8,0 % bzw. 9,0 % Kirchen-
steuer,  jewei ls  gerechnet aus der  Kapi tal -
ertragsteuer) hat so genannte Abgel tungs-
wirkung. 

Unter diese neue Abgel tungssteuer fa l len 
nicht nur  die laufenden Erträge, wie z .B.  
Zinsen, Div idenden, etc. ,  sondern auch  
Gewinne, ggf.  saldiert mit Verlusten aus 
der Veräußerung der E inkunftsquel le; so 
z .B.  Kursgewinne bei  Akt ien. 

Mit der pauschalen Abgel tung der  E innah-
men aus Kapi talvermögen ist ab 2009 der 
Werbungskostenabzug für Kapi talvermögen  
ausgeschlossen. 

E inz ig al le in der Sparerpauschbetrag in  
Höhe von EUR 801 für Ledige  bzw.  
EUR 1.602 bei  Verheirateten wird von den  
E innahmen abgezogen.  

Die tatsächl ichen Werbungskosten, wie  
z .B.  Depotgebühren, F inanz ierungskosten 
für fremdfinanz ierte Akt iendepots,  etc.  
können nicht  mehr  als  Werbungskosten 
gel tend gemacht werden. 

Nicht unter die Abgel tungssteuer fa l len: 

§§   Zinsen aus Darlehen an nahestehende 
Personen, 

§§   Zinsen aus Gesel lschafterdarlehen an 
Kapi talgesel lschaften ab einer 10,0 %-
igen Betei l igung, 

§§   Erträge aus Kapi tal lebensvers icherungen 
mit 50,0 % Steuerpfl icht,  

§§   Gewinnantei le aus einer typisch st i l len 
Betei l igung, 

§§   Zinserträge in  einem Gewerbebet r ieb 

§§   Zinserträge aus Vermietung und Ver-
pachtung 

§§   Gewinne aus dem Verkauf von GmbH-
Antei len ab einer 1,0 %-igen Betei l igung 
am Nennkapi tal .  

Diese Zinseinnahmen s ind weiterhin mit  
dem persönl ichen Steuersatz zwischen  
0,0 % und 45,0 % zu versteuern.  
Werbungskosten für diese E innahmen s ind  

 

 

dann aber wei terhin 
steuerl ich abzugs fähig.  

Die Versteuerung 
der Kapitalerträge 
in der Einkommen- 
steuererklärung ist trotz einbehalte-
ner Abgeltungssteuer möglich! 

Statt der Beanspruchung der Abgel tungs-
steuer von 25,0 % kann eine Veranlagung  
mit dem persönl ichen Steuersatz erfo lgen,  
dann näml ich,  wenn der persönl iche E in-
kommensteuersatz unter 25,0 % l iegt.  
Aber auch in  diesem Fal l  gibt es keinen  
Werbungskostenabzug. 

Weiterhin müssen Kapi talerträge nacher-
k lärt werden, wenn Steuerpfl icht  besteht  
und eine Abgel tungssteuer nicht  einbehal-
ten wurde, z .B.:  

§§   Zinsen von ausländischen Banken, 

§§   Steuererstattungsz insen des F inanz-
amtes.  

E ine Angabe der Kapi talerträge in der E in-
kommensteuererklärung muss auch dann  
noch gesondert er fo lgen, wenn 

§§   beim Kredi t inst i tut nicht die K i rchen-
steuerpfl icht erk lärt wurde. 

Außerdem können die Kapi talerträge frei -
wi l l ig in der E inkommensteuererklärung  
erklärt werden, wenn: 

§§   der Sparerpauschbetrag nicht ausge-
schöpft wurde,  

§§   Verluste nicht vol ls tändig ausgegl ichen 
wurden oder 

§§   die Richt igkei t des Kapi talertragsteuer-
abzuges durch die Bank überprüft wer-
den sol l ,  

§§   wenn der Gesamtsteuersatz –  wie be-
rei ts  erwähnt  - unter  25,0 % wegen ge-
r ingerer E inkünfte oder hoher Sonder-
ausgaben l iegt.  

Und noch ein Hinweis:   
Für E inkünfte aus dem Verkauf von Akt ien  
und von GmbH-Antei len mit einer  Min-
destbetei l igung von 1,0 % am Nennkapi tal  
der Gesel lschaft und bei  Hal ten dieser  
Betei l igung im Privatvermögen s ind diese  
E inkünfte mit 60,0 % steuerpfl icht ig und  
zwar mit einem Regelsteuersatz von 0,0 % 
bis 45,0 %. 

Werbungskosten können da für auch mit  
60,0 % in Abzug gebracht  werden.  

 

 

25 
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A n l ag ety p  b i s  E n de  2 00 8 ab  20 0 9 

Akt i en  

s t eu e r f r e i e r  Ve r -
ka u f  na ch  e i n em  
Jah r .  D i v i de nde n  
un t e r l i eg en  de m 
H a l be i n kü n f t ev e r -
f ah r en .  

Abg e l t un gs s t e ue r  
au f  Ku rs gew i n ne  
und  D i v i d end en  

I nv es tm en t fo nd s  

s t eu e r f r e i e r  Ve r -
ka u f  na ch  e i n em  
Jah r  

Abg e l t un gs t e ue r  
au f  Ku rs gew i n ne  
und  o rd en t l i che  
E r t rä ge  

Fonds s pa rp l a n  
s t eu e r f r e i e r  Ve r -
ka u f  na ch  e i n em  
Jah r  

Abg e l t un gs s t e ue r  
au f  Ku rs gew i n ne  
(Ve r ka u f s gew i n n )  

s e l b s t g en u t z t e  
Immo b i l i e  

be i  V e rk au f  s t eu e r -
f r e i ,  w en n  E i ge n -
nu t zu ng  m i n des -
t ens  i m  Ve rä uße -
ru ngs j ah r  und  de n  
be i de n  vo ran ge -
gang en en  Ja h ren  
vo r l ag  

ke i n e  Än de ru ng  

ve r m i e t e t e  I mmo -
b i l i e  

Bes t e ue r ung  de s  
Ve rk au f sg ew i nns  
nu r  b e i  H a l t e da ue r  
von  un t e r  1 0  J ah -
re n  

ke i n e  Än de ru ng  

ges ch l o s s en e  I m-
mob i l i en fon ds  

pe r sön l i c he r  S t e u -
e rs a t z  au f  G ew i nn e  
aus  Ve r m i e t u ng  
und  V e rp a ch t u ng ,  
Ve r l u s t z uw e i su ng  
p ra k t i s ch  au fg eho -
ben .  V e r ka u f  de r  
An t e i l e  s t eu e r f r e i  

ke i n e  Än de ru ng  

Sch i f f s fo n ds  

Bes t e ue r ung  de s  
Gew i n n  zu  0 , 1  b i s  
0 , 4% d es  Kom ma n-
d i t kap i t a l s  m i t  de m 
pe r sön l i c he n  S t eu -
e rs a t z  ( Ton nag e -
s t eu e r ) .  V e rk au f  
s t eu e r f r e i  

ke i n e  Än de ru ng  

p r i v a t e  Re n t e nv e r -
s i ch e r ung  

ES t  z um  pe rsö n l i -
ch en  S t e ue rs a t z  
au f  de n  E r t ra g sa n -
t e i l  i n  d en  Re n t en -
l e i s t ung en  

ke i n e  Än de ru ng  

R i e s t e r /R ü rup  

s t aa t l i c he  Fö rde -
ru ng  und  E r t r ag s -
an t e i l  ( ab hä ng i g  
vom  Re n t e ne i n -
t r i t t s a l t e r )  w e r de n  
na chg e l ag e r t  ( b e i  
Aus z ah l ung )  vo l l  
m i t  pe rsö n l i ch e m 
S t eu e r s a t z  v e r -
s t eu e r t .  

ke i n e  Än de ru ng  

fo nds geb un de ne  
Leb en sv e r s i c he -
ru ng  

D i e  H ä l f t e  d e r  
E r t rä ge  w i rd  na ch  
Ab l a u f  m i t  d e m 
pe r sön l i c he n  S t eu -
e rs a t z  b e l e g t ,  d i e  
and e r e  H ä l f t e  i s t  
s t eu e r f r e i  

" ha l be "  Ab ge l -
t ungs t eu e r ,  w e i l  
d i e  Abg e l t un gs -
s t eu e r  nu r  au f  d i e  
H ä l f t e  de r  E r t rä ge  
e r hobe n  w i r d  

   

   

   

   

A n l ag ety p  b i s  E n de  2 00 8 ab  20 0 9 

Kap i t a l l e be ns ve rs i -
ch e r ung ,  A bs c h l u s s  
na ch  de m 
01 . 01 . 2005 ,  La u f -
z e i t  w en i ge r  a l s  1 2  
J ah re  o de r  n i c h t  
b i s  z u m 60 .  L e -
bens j a h r  

E r t rä ge  w er de n  
vo l l  m i t  de m p e r -
s ön l i ch en  S t e ue r -
s a t z  b es t e ue r t  

Abg e l t un gs s t e ue r  
au f  a l l e  E r t r äg e  

Kap i t a l l e be ns ve rs i -
ch e r ung ,  A bs c h l u s s  
na ch  de m 
01 . 01 . 2005 ,  La u f -
z e i t  m i nde s t en s  12  
Jah re  u nd  b i s  z u m 
60 .  L ebe ns j ah r  

E r t rä ge  w er de n  zu r  
H ä l f t e  m i t  d em  
pe r sön l i c he n  S t eu -
e rs a t z  b es t eu e r t  

Abg e l t un gs t e ue r  
au f  d i e  H ä l f t e  a l l e r  
E r t rä ge  

f e s t ve rz i n s l i ch e  
We r t pa p i e re  

E r t rä ge  w er de n  
vo l l  m i t  de m p e r -
s ön l i ch en  S t e ue r -
s a t z  b es t e ue r t  

Abg e l t un gs s t e ue r  
au f  d i e  Z i n s en  

 

 

 

 

Wir bieten unseren Mandanten spez iel l  zu-
sammengestel l te Informationen über Inte-
ressantes rund um das Steuerrecht. Fo lgen-
de Hefte stehen aktuel l  zur Verfügung: 

Heft 1 
Die Künstlersoz ia lvers icherung  10 Seiten 

Heft 2 
Reisekosten ab 01.01.2009  11 Seiten 

Heft 3 
Fahrtenbuch führen –  aber r ichtig  9 Seiten 

Heft 4 
Das neue GmbH-Gesetz 2008 33 Seiten 

Heft 5 
Aufbewahrungsfristen 6 Seiten 

Heft 6 
B i lanzrechtsmodernis ie rungsgesetz  12 Seiten 

Heft 7 
Die Unternehmer-Gesel lschaft  6 Seiten 

Heft 9  
Rechnungsstel lung, Kassenaufzeich-  
nung und Buchführung   14 Seiten 

Heft 10 
Die Abgeltungssteuer   11 Seiten 

Heft 11 
Wissenswertes über das Erbrecht   35 Seiten 

Heft 12 
Das Erbschaftsteuergesetz 2009 21 Seiten 

Heft 14 
Vol lmacht und Patientenverfügung 32 Seiten 

Die nachfolgende Tabel le zeigt,  wie s ich das Recht der Besteuerung von Kapi talerträgen 
von 2008 auf 2009 verändert.  
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BAUDENKMALE UND GEBÄUDE IN 
SANIERUNGSGEBIETEN  

Sanierungsaufwendungen  

§§   in selbst bewohnten Gebäuden,  die als  
Baudenkmal gel ten,  

§§   von Gebäude in Sanierungsgebieten  

§§   und Gebäude in städtebaul ichen Ent-
wicklungsbereich 

können auf 10 Jahre vertei l t  
wie Sonderausgaben abgezogen 
werden und zwar mit jährl ich 
9,0 % der begünst igten Auf-
wendungen.  
Steuerbegünst igt s ind nur von 
der zuständigen Landes- oder  
Gemeindebehörde bescheinigte  
Modernis ierungs- und Instand-
setzungsmaßnahmen nach 
§ 177 Baugesetzbuch.  

Bei  Baudenkmalen muss es sich 
um Aufwendungen handeln,  die 
der Erhal tung dienen oder zur  
s innvol len Nutzung er forderl ich 
s ind. Nicht ge fördert  werden Neubauten,  
z .B.  der Wiederaufbau von Gebäuden nach  
Abriss wesentl icher Tei le des Al tbaus.  
Neubauten im steuerl ichen Sinne s ind auch  
Dachgeschossausbauten oder  Umbauten,  
soweit damit die Wohnfläche erweitert  
wird.   

Die Bescheinigung der  Landes-  oder Ge-
meindebehörde ist ein Grundlagenbe-
scheid,  d.h.  dieser bindet die F inanzver-
waltung.  

Die B indungswirkung hängt jedoch vom 
Inhal t der Bescheinigung ab. Enthäl t die  
Bescheinigung den Hinweis,  dass s ie nicht  
al le inige Voraussetzung für die  Inan-
spruchnahme der Steuervergünst igung sei ,  
prüft das F inanzamt abschl ießend, ob 
steuerl ich ein sanierter Al tbau oder ein  
schädl icher  Neubau vorl iegt.  Fehl t i n der  
Bescheinigung der Hinweis auf den Prü-
fungsvorbehal t,  muss das F inanzamt die  
Förderung gewähren, auch wenn im steu-
erl ichen Sinne ein  Neubau vorl iegt.   

 

BLOCKHEIZKRAFTWERK  
IM PRIVATHAUSHALT  

Im Gegensatz zu Photovol ta ikanlagen, die  
al le in der Stromerzeugung dienen, l iegt  
der Zweck von Blockheizkraftwerken in der  
gleichzei t igen Erzeugung von Wärme für  
Heizung, Warmwasser und Strom („Kraft-
Wärme-Kopplung“).   

Wird die Anlage mit B iomasse betr ieben,  
z .B.  mit Holzpellets oder Pflanzenöl ,  wird  
wie bei  Photovol ta ikanlagen regelmäßig  
der gesamte erzeugte Strom ins öffent l i -
che Netz eingespeist.  Bei  Anlagen, die  
konventionel l  mit Heizöl ,  Erdgas oder 
F lüss iggas betr ieben werden, dient der  
erzeugte Strom vorrangig dem eigenen  
Bedarf und nur der nicht selbst benötigte  
Strom wird an den Netzbetreiber veräu-

ßert.   

Umsatzsteuerl ich werden 
Privat leute durch das regel-
mäßige E inspeisen von Strom 
ins öffent l iche Netz zu Un-
ternehmern.  

Die L ieferung von St rom un-
ter l iegt damit der Umsatz-
steuer.  Wenn die Anlage nur  
antei l ig entsprechend der  
unternehmerischen Nutzung 
dem Unternehmensbereich 
zugeordnet wird,  kann aus  
den Anschaffungskosten und 
den laufenden Kosten die  

darin enthal tene Umsatzsteuer auch nur  
antei l ig als  Vorsteuer abgezogen werden.  

B lockheizkraftwerke s ind häufig mit Mess-
einr ichtungen ausgestatte t,  aus denen  
s ich der Umfang des ins Netz eingespeis-
ten St roms sowie des privaten Strom-
verbrauchs und der erzeugten Wärme er-
gibt.  Ansonsten erfo lgt die Auftei lung zwi-
schen kommerz iel ler und privater Nutzung  
nach den Angaben des Herstel lers.  Al ter-
nat iv kann die Anlage vol ls tändig dem Un-
ternehmensbereich zugeordnet  werden,  
wodurch der  vol le Vorsteuerabzug ges i -
chert wird.   

In diesem Fal l  unterl iegen aber auch der  
selbst verwendete Strom und die gesamte 
Wärmeerzeugung der Umsatzsteuer.  Der  
höheren Vorsteuererstattung bei  Anschaf-
fung der Anlage steht damit eine höhere  
Belastung mit Umsatzsteuer in den Folge-
jahren gegenüber.   

 

PHOTOVOLTAIKANLAGEN 
 

Für Strom aus einer Photovol ta ikanlage 
mit einer Leistung von bis zu 30 kW be-
trägt die E inspeisevergütung nach dem 
Erneuerbare-Energien-Gesetz 43,01 ct je  
K i lowattstunde (kWh).  

Sei t dem 01.01.2009 ist es nicht mehr  
erforderl ich,  den Strom ins öffent l iche  
Netz einzuspeisen. Bei  Selbstverbrauch  
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durch den Anlagenbetreiber wird eine re-
duz ierte Vergütung von 25,01 ct je kWh  
gezahl t.  Dafür verr ingert s ich der Bedarf  
des Anlagenbetreibers an St rom aus dem 
öffent l ichen Netz.   

Umsatzsteuerl ich gi l t  der Betreiber einer 
Photovol ta ikanla-
ge als Unterneh-
mer.  Dem Netz-
betreiber stel l t  er 
den gel ieferten 
Strom zuzügl ich 
Umsatzsteuer in 
Rechnung und hat  
dafür den Vor-
steuerabzug aus den Anschaf fungskosten 
der Anlage und den laufenden Betr iebskos-
ten, nicht jedoch aus den übrigen Anschaf-
fungs-  oder  Herstel lungskosten des Hau-
ses,  auf dessen Dach die Anlage montiert  
wird.   

Bemessungsgrundlage für die Stroml iefe-
rung s ind in  jedem Fal l  43,01 ct je kWh,  
auch wenn wegen Selbstverbrauchs nur die  
reduz ierte Vergütung gezahl t wird.  E in 
Vorsteuerabzug aus privat verbrauchtem 
Strom aus dem öffent l ichen Netz ist nicht  
mögl ich,  auch nicht bis  zur Höhe der um-
satzsteuerpfl icht ig ins öf fent l iche Netz ein-
gespeisten Strommenge. 

E inkommensteuerl ich führt die Erzeugung  
von Solarstrom zu E inkünften aus Gewer-
bebetr ieb.  Der Betreiber versteuert  
43,01 ct je kWh erzeugtem Strom. Er kann 
die Abschreibung der Anlage und die lau-
fenden Betr iebskosten als Betr iebsausgabe 
abz iehen. Die Abschreibungsdauer für eine  
auf ein Gebäudedach aufgesetzte Photovol-
ta ikanlage („Aufdachanlage“) beträgt  
20 Jahre.   
Gewerbesteuer  fä l l t  wegen des Freibetrags  
von EUR 24.500 in der Regel  nicht an. 
Bei  Erwerb eines E igenheims mit vorhan-
dener Photovol ta ikanlage unterl iegt das  
antei l ige Entgel t für die Anlage ni cht der  
Grunderwerbsteuer,  sofern es s ich um eine  
Aufdachanlage und nicht um eine dachin-
tegrierten oder dachersetzenden Anlage  
handel t.  Bei  Aufdachanlagen ist daher dar-
auf zu achten, dass der auf die Anlage ent-
fal lende Kaufpreis im Grundstückskaufver-
trag gesondert  ausgewiesen wird.   

 

ÄNDERUNG WOHNUNGS- 
BAUPRÄMIEN-GESETZ 

Über Guthaben aus Bausparverträgen so-
wie über die hierfür gewährte Wohnungs-

bauprämie,  deren Vertragsabschluss bis  
zum 31.12.2008 lag, kann nach Ablauf der  
7-jährigen Bindungs fr ist frei  ver fügt  wer-
den. 

Bei  Vertragsabschluss sei t 01.01.2009 ist 
keine freie Verfügung mögl ich.  Das Gut-
haben muss unverzügl ich und unmittelbar  
zum Wohnungsbau verwendet  werden,  
z .B.  zur T i lgung eines Anschaffungsdarle-
hens für eine selbst genutzte Wohnung.  

Bei schädlicher Verwendung wird die  
jährl ich festgesetzte  Wohnungsbau-
prämie nicht ausgezahlt. 

Ausnahmen gibt  es bei  Bausparern, die bei  
Vertragsabschluss das 25. Lebensjahr  
noch nicht vol lendet haben. Diese können  
nach Ablauf von 7 Jahren frei  ver fügen.  
Ebenso in soz ia len Härtefäl len,  z .B.  bei  
Tod eines Ehegatten. 

Unverändert gebl ieben ist die E inkom-
mensgrenze, wonach die Wohnungsbau-
prämie nur bis zu einem zu versteuernden  
E inkommen in Höhe von EUR 25.600 bei  
Ledigen und EUR 51.200 bei  Verheirateten  
gewährt wird.  

 

BETRIEBLICHE  
GESUNDHEITSFÖRDERUNG 

Leistungen des Arbei tgebers zur Verbesse-
rung des al lgemeinen 
Gesundhei tszustan-
des ihrer Arbei tneh-
mer s ind sei t dem 
Kalenderjahr 2008 
steuer- und soz ia l -
vers icherungsfrei .  

Begünst igt s ind nur  
so lche Leistungen,  
die zusätz l ich zum ohnehin geschuldeten  
Arbei ts lohn erbracht  werden und somit  
keine Entgel tumwandlungen darstel len.  

Die begünst igten Leistungen müssen nach  
den Anforderungen des § 20 und §  20a 
Soz ialgesetzbuch V er fo lgen. 

Beispiele hierzu können sein: 

§§   Reduzierung von Bewegungsmangel  
(z .B.  Lauftraining),  

§§   Vermeidung von Fehlernährung und 
Übergewicht (z .B.  Kurse zur gesunden 
Ernährung),  

§§   Stressbewält igung und Entspannung 
(z.B.  Autogenes Training),  

§§   Bekämpfung des Suchtmittelkonsums 
(z.B.  Rauchentwöhnung),   
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§§   Verr ingerung arbei tsbedingter,  körperl i -
cher Belastungen (z.B.  Einr ichtung eines  
F i tnessraums in der F i rma oder gesund-
hei tsgerechte Gemeinschaftsverpfle-
gung).  

Begünst igt s ind Maßnahmen, die der Ar-
bei tgeber selbst im Betr ieb anbietet und  
Zuschüsse des Arbei tgebers für  externe  
Maßnahmen. Nicht begünst igt s ind jedoch  
Zuschüsse zum al lgemeinen Mitgl iedsbei-
trag des Arbei tnehmers zu einem Sportver-
ein oder F i tnessclub. 

 

KINDERGELD 
UND FREIBETRÄGE 

Der Bundesrat hat am 18.12.2009 seine  
Zust immung zum Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz ertei l t .  Damit wird das K in-
dergeld ab dem 01.01.2010 um EUR 20 je 
K ind erhöht und zwar  auf 

§§   EUR 184 für das 1.  und 2.  K ind, 

§§   EUR 190 für das 3.  K ind und 

§§   EUR 215 für jedes weitere K ind. 
Auch der K inder freibetrag und Betreuungs-
freibetrag wird zum 01.01.2010 erhöht: 

§§   der K inderfreibet rag je E l terntei l  auf  
EUR 2.184 (bis 2009 EUR 1.932) und 

§§   der Betreuungsfreibetrag je  E l terntei l  
auf EUR 1.320 (bis 2009 EUR 1.080).  

Zusammenveranlagte E l tern können dann  
ab 2010 EUR 7.008 je K ind abz iehen (bis  
2009 EUR 6.024).  
Auf die Steuerersparnis aus  den Freibeträ-
gen wird  jedoch das  K indergeld angerech-
net.  
K indergeld oder K inderfreibetrag und  
Betreuungsfreibetrag ent fal len ab 2010 bei  
eigenen E inkünften und Bezügen des K in-
des ab 18 Jahren über  EUR 8.004 (bis 2009 
EUR 7.680).  
 

BEITRAGSBEMESSUNGSGRENZEN 
UND BEITRAGSSÄTZE 2010 IN DER 
SOZIALVERSICHERUNG 

Alte Länder 
 J äh r l i ch  

i n  E UR 
M o n at l i ch  

i n  E UR 
B e i t r a gs -
s at z  i n  %  

Ges e t z l i c he  Re n -
t en ve rs i c he ru ng  

66 . 000  5 . 500  19 , 9  

A r be i t s l o s en -  
ve rs i che r ung  

66 . 000  5 . 500  2 , 8  

K ra n ke n -  
ve rs i che r ung  

45 . 000  3 . 750  14 , 9  

P f l eg e -  
ve rs i che r ung  45 . 000  3 . 750  

1 , 95   
o de r  
2 , 2  

Bezu gsg röß en  30 . 660  2 . 555   

Neue Länder 

 J äh r l i ch  
i n  E UR 

M o n at l i ch  
i n  E UR 

B e i t r a gs -
s at z  i n  %  

Ges e t z l i c he  Re n -
t en ve rs i c he ru ng  

55 . 800  4 . 650  19 , 9  

A r be i t s l o s en -  
ve rs i che r ung  

55 . 800  4 . 650  2 , 8  

K ra n ke n -  
ve rs i che r ung  

45 . 000  3 . 750  14 , 9  

P f l eg e -  
ve rs i che r ung  45 . 000  3 . 750  

1 , 95   
o de r  
2 , 2  

Bezu gsg röß en  26 . 040  2 . 170   

 
 

Wenn Sie Fragen haben zu einer Vorsor-
gevol lmacht,  Pat ientenverfügung oder  ü-
ber die r icht ige Gestal tung von Testamen-
ten, wir hel fen weiter.  
 

Wir laden Sie auch gerne zu unserem Vor-
trag  
 

„Von der Vorsorgevol lmacht,  Testament 
zur Vermögensübertragung und  

Unternehmensnachfolge“  
e in.  

 

Frei tag 12.03.2010 
von 14 bis 17 Uhr 

in dem Seminarraum in der 
Wamser Steuerberatungsgesel lschaft 

 
Referenten zu diesem Thema s ind: 
 

Bernhard Wacker,  Notar a.  D.,  
Susanne Geiger,  Dipl .  Soz ia lpädagogin 
 und Wirtschaftsmediatorin,  
Gerhardt Wamser,  Steuerberater  und 
 Rechtsbeistand 
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